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Textteil zum Bebauungsplan ..Gartenstraße" Proj.-Nr. bo98033

GEMEINDE

GEMARKUNG

FLUR

KREIS

BÖBINGEN
BÖBINGEN
2 (OBERBÖBINGEN)
OSTALBKREIS

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten im Geltungsbereich alle bisherigen
Festsetzungen außer Kraft.

RECHTSGRUNDLAGEN DIESES BEBAUUNGSPLANES SIND:

BauGB

BauNVO

LBO

Das Baugesetzbuch in der Fassung vom 27. August 1997
(BGBI. I Seite 2141),

die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI I Seite
132),

PlanzV90 die Planzeichenverordnung 1990 in der Fassung vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 1991 Seite 58).

die Landesbauordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 08 08 1995
(GBI. Seite 617),

jeweils in der derzeit gültigen Fassung.

Verbindliche Bestandteile dieses Bebauungsplanes sind :

Der Lageplan zum Bebauungsplan vom 04.10.1999 / 08.05.2000 / 09.10.2000
Der Textteil zum Bebauungsplan vom 04.10.1999 108.05.2000 / 09.10.2000 /15.01.2001

Textliche Festsetzung zum Bebauungsplan „Gartenstraße" in Böbingen

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt;



Textteil zum Bebauungsplan „Gartenstraße" Proj.-Nr. bo98033

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BauGB + BauNVO)

1.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG

1.1.1 WA - Allgemeines Wohngebiet

(§ 4 BauNVO)

1.1.2 MD - Dorfgebiet (§ 5 BauNVO)

(§9Abs.1.Nr.1 BauGB)

Zulässig sind:

- Wohngebäude,

-  die der Versorgung des Gebiets dienenden
Läden, Schank- und Speisewirtschaften so
wie nicht störenden Handwerksbetriebe.

Unzulässig sind gem. § 1 Abs. 5 + 9 BauNVO:

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind
gemäß § 1 Abs. 6 + 9 BauNVO:

-  Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

-  sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

- Anlagen für Verwaltungen,

- Gartenbaubetriebe,

-  Tankstellen.

Zulässig sind:

- Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftli

cher Betriebe und die dazugehörigen Woh
nungen und Wohngebäude,

-  Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäu
de mit entsprechenden Nutzgärten und land
wirtschaftliche Nebenerwerbsstellen,

-  sonstige Wohngebäude,

-  Betriebe zur Be- und Verarbeitung und
Sammlung land- und forstwirtschaftlicher
Erzeugnisse,

-  Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speise
wirtschaften sowie Betriebe des Beherber

gungsgewerbes,

-  sonstige Gewerbebetriebe,

- Anlagen für VenA/altungen sowie für kirchli
che, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke,

- Gartenbaubetriebe.

Unzulässig sind gem. § 1 Abs. 5 + 9 BauNVO:

-  Tankstellen.

Nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind
gemäß § 1 Abs. 6 + 9 BauNVO:
- Vergnügungsstätten.
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1.2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB + § 16 BauNVO)

1.2.1 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE Die Zahl der Vollgeschosse ist als Höchst-
(§ 20 BauNVO) grenze festgesetzt.

1.2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 19 BauNVO)

Es gelten die im Lageplan eingetragenen Wer
te, soweit sich nicht aus den festgesetzten
überbaubaren Flächen im Hinblick auf die

Grundstücksflächen im Einzelfall ein geringeres
Maß ergibt.

Unterschiedliches Maß der baulichen Nutzung.
Siehe Eintrag im Lageplan.

1.3 BAUWEISE

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
und § 22 BauNVO)

Offene Bauweise (o),
jedoch nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

1.4 ÜBERBAUBARE
GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
(§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB + §23 BauNVO)

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch

Baugrenzen bestimmt.

1.5

1.6

FLÄCHEN FÜR GARAGEN UND
STELLPLÄTZE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4)

ZAHL DER WOHNUNGEN

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und
Stellplätze sind zwischen der rückwärtigen Bau
grenze und der Straßenbegrenzungslinie zuläs
sig.
Dabei muss der Abstand der Garagen und Car
ports von der öffentlichen Verkehrsfläche min
destens 5,00 m betragen sowie die Hinterkante
der Garagen/Carports maximal 15 m Abstand
von dieser haben.

In Einzelfällen sind gemäß dem Eintrag im La
geplan Garagen auch hinter der rückwärtigen
Baugrenze zulässig.

Die Zahl der Wohnungen ist aus städtebauli
chen Gründen beschränkt:

Bei Einzelhäusern:

im WA und MD 1 auf max. 2 Wohneinheiten

pro Einzelhaus.
im MD 2 auf max. 3 Wohneinheiten pro
Einzelhaus.

Bei Doppelhäusern auf max.1 Wohneinheit pro
Doppelhaushälfte.

1.7 VERKEHRSFLÄCHEN

(§9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Fahrbahn, Gehweg, Feldweg

Grünflächen als Bestandteil von Verkehrsanla

gen i. 8. von § 127 Abs.2 Nr.4 BauGB.
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1.8 VERKEHRSFLÄCHEN MIT
BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG

(§9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB )

Mischverkehrsfläche

Fuß- und Radweg

1.9 GRÜNFLÄCHEN
(§9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Private Grünfläche 1 -Hausgarten-.
Die im Lageplan dargestellte private Grünfläche
1  ist als Hausgarten anzulegen bzw. zu erhal
ten und entsprechend dem dörflichen Charakter
zu bepflanzen und zu gestalten.

Private Grünfläche 2 -Streuobstwiesen-.

Die im Lageplan dargestellten privaten Grünflä
chen 2 sind Bestandteil einer ökologischen
Ausgleichsmaßnahme. Die Flächen müssen als
Streuobstwiese belassen und entsprechend mit
Obstbäumen ergänzt werden.

1.10 FLÄCHEN FÜR DIE
LANDWIRTSCHAFT

(§9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB)

1.11 GEH-, FAHR-UND
LEITUNGSRECHTE

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

LR 1 - Leitungsrecht 1:
Leitungsrecht zugunsten der EnBW ODR AG
zur Haltung und Unterhaltung von Stromversor
gungsleitungen.
LR 2 - Leitungsrecht 2:
Leitungsrecht zugunsten der Telekom AG zur
Haltung und Unterhaltung von Versorgungslei
tungen.
LR 3 - Leitungsrecht 3:
Leitungsrecht zugunsten der öffentlichen Ver-
und Entsorgungsträger zur Haltung und Unter
haltung von Ver- und Entsorgungsleitungen.
LR 4 - Leitungsrecht 4
Leitungsrecht zugunsten der EnBW ODR AG
zur Haltung und Unterhaltung einer 20 kV-
Stromleitung mit Schutzstreifen.
GR - FR Geh- und Fahrrecht:

Gehrecht und Fahrrecht zugunsten eines be
schränkten Personenkreises. Siehe jeweils Ein
schrieb im Lageplan.

Auf den hierdurch belasteten Flächen sind Ein

richtungen, Anlagen, tiefwurzelnde Bepflanzun-
gen sowie Nutzungen aller Art, die den Bestand
oder Betrieb beeinträchtigen, nicht zulässig.

1.12 PFLANZGEBOTE

(§ 9 Abs. 1 Nr.25a BauGB)
Entsprechend dem schematischen Eintrag im
Lageplan sind großkronige Laubbäume zu
pflanzen. Insbesondere sind dies Obstbäume,
Eiche , Feldahorn und Hainbuche.
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1.13 PFLANZBINDUNGEN

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)
Die als Pflanzbindung (PFB) ausgewiesenen
Flächen sind als lockere Anpflanzung mit ein
heimischen Baum- und Strauchgruppen in ihrer
Vielfalt und Art besonders zu schützen, auf
Dauer zu erhalten und ggf. zu ergänzen.

1.14 FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN,
ABGRABUNGEN UND

STÜTZMAUERN (BEI STRASSEN)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Hinterbeton der Grenzbauteile, Fundamente
von Stützmauem, Lichtmasten sowie Verkehrs
und Hinweisschilder sind auf den angrenzen
den Grundstücken zu dulden.

Böschungen unter 50 cm Höhe sind im Lage
plan meist nicht dargestellt.

1.15 HÖHENLAGE DER BAUL. ANLAGEN
(§ 9 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit
§ 16Abs. 3BauNV0)

Die Erdgeschossfußboden höhe (EFH) der Ge
bäude ist gemäß dem Einschrieb im Lageplan
festgesetzt. Abweichungen von +/- 20 cm sind
zulässig.

1.16 NEBENANLAGEN

(§ 14 Abs. 1 BauNVO)
Eine Nebenanlage, soweit Gebäude, ist bis
max. 20 m^ auch außerhalb der überbaubaren

Grundstücksfläche zulässig.

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind Anlagen
für die Kleintierhaltung allgemein zulässig.
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2. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§74 LBO)

2.1 ÄÜSSERE GESTALTUNG DER
BAULICHEN ANLAGEN

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

2.1.1 DÄCHER

2.2 GEBÄUDEHÖHEN
(§74 Abs. 1 Nr.1 LBO)

Dachform:

Bei den Hauptgebäuden sind nur Satteldächer
zulässig.

Freigestellte, auf verschiedenen Grundstücken
stehende, aneinandergebaute Garagen müssen
bei geneigten Dächern die gleiche Dachform
und Dachneigung haben. (First parallel zur
Straße).

Daohneigung:
Für Hauptgebäude entsprechend den Ein
schrieben im Lageplan.

Dachdeckung:

Die Farbe der Dachdeckung ist frei wählbar.

Eine Dachbegrünung ist zulässig, sie muß mit
niedrigwüchsigen, trockenheitsresistenten Grä
sern und Kräutern erfolgen.

Dachaufbauten und Zwerchhäuser:

Dachaufbauten sind ab 30° Dachneigung zu
lässig.

Die Gesamtlänge darf maximal 60 % der Ge
samtlänge betragen.

Folgende Abstände sind einzuhalten:

-  vom Ortgang mind. 2,00 m.

-  vom First mind. 1,00 m.

-  zwischen den Aufbauten mind. 1,50 m

Die Traufhöhe darf maximal betragen:
- bei II Vollgeschossen = 6,00 m
- bei II (l+D) Vollgeschossen = 3,75 m
Sie wird gemessen ab OK-Rohfußboden EG bis
zum Schnittpunkt der Außenfläche Außenwand
mit der OK-Dachhaut.

Die Traufhöhe darf auf max. 1/3 der Hauslänge
überschritten werden.

Die Firsthöhe darf maximal betragen:
- bei II Vollgeschossen = 11,00 m
- bei II (l+D) Vollgeschossen = 9,00 m
Die Firsthöhe wird gemessen ab OK-
Rohfußboden EG bis zum höchsten Punkt des

Gebäudes.

7
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2.3 GESTALTUNG VON STELLPLÄTZEN
UND ZUFAHRTEN

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

In den Vorgärten sind befestigte Flächen für
Stellplätze, Garagenvorplätze und Zufahrten bis
höchstens Yi der Straßenlänge entlang der
Verkehrsfläche zulässig.

2.4 GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN

FLÄCHEN DER GRUNDSTÜCKE
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Aufschüttungen und Abgrabungen:
sind nur bis zu 1,00 m zulässig, sofern sie die
Standfestigkeit des Geländes nicht beeinträch
tigen.
Geländeveränderungen sind in den Bauvorla
gen darzustellen.
Abgrabungen zur Freilegung des UG's bzw. zur
Anlegung von Garagenzufahrten sind unzuläs
sig.

Stützmauern:

sind an den Grenzen zum Außenbereich bis

maximal 50 cm Höhe zulässig.
Zu den Nachbargrundstücken sind Stütz
mauern bis max. 1,00 m Höhe zulässig.

Einfriedungen:
sind in Form von Mauern im MD 1 und WA

entlang den öffentlichen Straßen und dem dar
an anschließenden Vorgartenbereich nur bis
maximal 80 cm Höhe zulässig.
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3, HINWEISE

1. Sämtliche, innerhalb (des räumlichen Geltungsbereiches (dieses Bebauungsplanes bisher
bestehen(de planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere bau-
polizeiliche Vorschriften werden aufgehoben.

2. Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese sind
unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Der Fund und
die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverän
dertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Landes-
denkmalamt mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DschG). Auf die Ahn
dung von Ordnungswidrigkeiten nach § 27 DschG wird verwiesen.

3. Sollten bei der Baumaßnahme Drainhauptsammler freigelegt und unterbrochen werden,

abzufüh^^ zu schließen oder über andere Oberflächenentwässerungseinrichtungen
4. Sofern Altlasten oder Verunreinigungen des Bodens, des Oberflächenwassers oder des

Grundwassers mit umweltgefährdenden Stoffen im Zuge der Ausführungen von Bauvor
haben bekannt werden, ist das Landratsamt Ostalbkreis als Wasser-, Abfallrechts- und Bo
denschutzbehörde zu informieren. Der belastete Boden ist von einer von dort genannten
Stelle zu entsorgen.

5. Garagen sind in der Regel in das Hauptgebäude einzubeziehen bzw. als organischen Be
standteil des Hauptgebäudes vorzusehen. Sofern Garagen nicht in das Hauptgebäude mit
einbezogen werden, sollten diese und die Stellplätze unmittelbar im Bereich der Zufahrt
angelegt werden, so daß das Wohnen und Schlafen nicht gestört wird.

6. Das Gesetz über das Nachbarrecht in der Fassung vom 08.01.1996 ist zu beachten.

7. Das Baugebiet liegt an einem mittelstark geneigten Hang. Bei Starkregen und Schnee
schmelze mit gefrorenem Boden kann Hochwasser bzw. Oberflächenwasser vom Bau
gebiet selbst und von den Außenflächen in Unterliegergrundstücke bzw. in das Baugebiet
einströmen. Um Beeinträchtigungen der UG-Räume weitestgehend zu verhindern, sollten
Lichtschächte. Hofflächen und Kellerabgänge entsprechend überflutungssicher angelegt

8. Hinsichtlich der Versiegelungs- und Hochwasserproblematik wird empfohlen, zur Regen-
rückha^ltung von unbegrünten Dächern einen Pufferbehälter (Zisterne) mit 2 m^ Volumen je
100 m angeschlossener Dachfläche herzustellen. Dieser Pufferbehälter sollte einen per
manent offenen Abfluß von ca. 0.1 l/s /100 m^ haben.
Weiter ist zu empfohlen, eine Zisterne herzustellen, die zusätzlich zu dem erforderlichen
Pufferraum noch ein gleich großes Speichervolumen aufweist. Das gespeicherte Wasser
kann zu Gießzwecken bzw. für Reinigungsarbeiten verwendet werden. Die Verwendung
dieses Wassers im Haushalt und zur WC-Spülung etc. bedarf einer besonderen Genehmi
gung. Bei der Speicherung und Verwendung als Brauchwasser sind die Vorschriften der
Trinkwasserverordnung sowie der DIN 2001 und DIN 1988 (Teil IV) zu beachten.

ANLAGEN DES BEBAUUNGSPLANES

Anlage 1 Begründung zum Bebauungsplan
gefertigt; Lackner. Köder & Partner. vom 04.10.1999 / 08.05.2000 /

73557 Mutlangen 09.10.2000 /15.01.2001
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5. VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluß (§ 2 Abs. 1 BauGB)

2. Ortsübliche Bekanntmachung von Nr. 1 {§ 2 BauGB)

3. Vorgezogene Bürgerbeteiligung (§ 3 BauGB) vom 19.7.1999

4. Auslegungsbeschluß (§ 3 BauGB)

5. Ortsübliche Bekanntmachung von Nr. 4 (§ 3 BauGB)

6. Öffentliche Auslegung des Planentwurfes (§ 3 BauGB) vom 13.06.

7. Erneuter Auslegungsbeschluß (§ 3 BauGB)

8. Ortsübliche Bekanntmachung von Nr. 7 (§ 3 BauGB)

9. Erneute Öffentliche Auslegung des Planentwurfes vom 13.11.2000

(§ 3 BauGB)

10. Satzungsbeschluß (§10 BauGB + § 74 LBO)

11. Rechtsverbindlichkeit des Planes bei ortsüblicher Bekanntmachung
(§ 10 BauGB)

vom 05

am 16

bis 26

vom 08

am 02

bis 13

vom 09.

vom 03.

bis 13.

.07.1999

,07.1999

.07.1999

,05.2000

06.2000

07.2000

10.2000

11.2000

12.2000

vom 15.01.2001

vom

Ausgefertigt:

Es wird bestätigt, daß der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch
Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates
übereinstimmt und daß die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften be
achtet wurden.

Gemeindeverwaltung
Böbingen, den ..1.6 ...Q.1..r.2Q01

Planbearbeiter

Mutlangen, den 04.10.1999 / 08.05.2000 /

09.10.2000/15.01.2001

Bürgermeister Hilsenbek

LACKNER • KÖDER & PARTNER

UHLANDSTR/\SSE39 73557 MDRANGEN

TELEFON 07171/7881 TELEFAX 07171/75912

]
Unterschrift
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